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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die bundesrätliche Botschaft zur Standortförderung für die Vierjahresperiode
2024–2027 kam in der vorberatenden WAK-NR gut an. Die Botschaft beinhaltete sechs
Finanzierungsbeschlüsse (zwei Verpflichtungskredite und vier Zahlungsrahmen) für die
Standortpromotion, für die Exportförderung, für Innotour, für E-Government-
Aktivitäten im Sinne von KMU-Entlastungen, für Finanzhilfen an Schweiz Tourismus und
für die Einlage in den Fonds für Regionalentwicklung. Zudem soll als siebtes Element die
Umsetzung der Neuen Regionalpolitik mit dem Mehrjahresprogramm 2021–2031
festgelegt werden. Während die mitberichtende FK-SR Anträge zur Kürzung der
Beiträge in der Höhe von CHF 30.83 Mio. stellte, forderten diverse Minderheiten in der
WAK-NR höhere Beiträge für die genannten Bereiche. Die Kommissionsmehrheit
beantragte ihrem Rat jedoch, die Beiträge weder zu kürzen noch zu erhöhen und damit
den bundesrätlichen Plänen in der Höhe von CHF 646.13 Mio. zu folgen. 

In der Sommersession 2023 beriet der Ständerat als Erstrat das Paket zur
Standortförderung 2024–2027. WAK-Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW)
erläuterte zu Beginn, dass die sieben Entwürfe von grosser Tragweite seien, um die
touristische Förderung weiterzuführen und auszudehnen. Für verschiedenste
Landesteile sei der Tourismus eine systemrelevante Branche und aufgrund vieler
Herausforderungen brauche es gezielte Massnahmen zur Standortförderung.
Stillschweigend trat die kleine Kammer auf die Beratungen ein. Vier von insgesamt
sieben Bundesbeschlüssen stimmte das Stöckli in seiner hundert-minütigen Debatte
jeweils einstimmig mit 43 zu 0 Stimmen zu (namentlich den Bundesbeschlüssen über
die Finanzierung der E-Government Aktivitäten zugunsten von KMU 2024–2027, über
die Finanzierung von Innotour 2024–2027, über die Festlegung des
Mehrjahresprogramms des Bundes 2023–2031 zur Umsetzung der Neuen
Regionalpolitik sowie zur Standortpromotion 2024–2027). Für mehr Diskussionen
sorgten hingegen die übrigen drei Teile der Vorlage. 
Eine Anpassung am bundesrätlichen Entwurf nahm der Ständerat erstens bei der Höhe
der Finanzhilfen an Schweiz Tourismus vor. Während der Bundesrat und die
Kommissionsmehrheit für die Jahre 2024–2027 einen Betrag von CHF 233 Mio.
sprechen wollten, der ungefähr dem Betrag aus der Vorperiode entsprach, entschied
sich der Ständerat für eine leichte Erhöhung auf CHF 246 Mio. und gab damit einem
Antrag Chassot (mitte, FR) grünes Licht. Abgelehnt hatte der Rat hingegen einen
Minderheitsantrag Wicki, den Beitrag gar auf CHF 258 Mio. zu erhöhen. Während die
Minderheit Wicki mit den zusätzlichen CHF 25 Mio. den Teuerungsausgleich, den hohen
Koordinationsaufwand sowie diverse Zusatzaufgaben finanzieren wollte, erachtete
Isabelle Chassot nur den Teuerungsausgleich und eine Förderung des nachhaltigen
Marketings zur Verhinderung von Overtourism als nötig. Diese Meinung teilte der
Ständerat mit 22 zu 20 Stimmen bei 1 Enthaltung. 
Eine zweite Anpassung, die ebenfalls die Höhe der finanziellen Mittel betraf, nahm der
Ständerat zweitens beim Bundesbeschluss über weitere Einlagen in den Fonds für die
Regionalentwicklung vor. Anstatt den Zahlungsrahmen für die Jahre 2024–2031 bei CHF
217.3 Mio. festzusetzen, erhöhte der Rat diesen Betrag einer Minderheit Engler (fdp, GR)
folgend auf CHF 230 Mio. Der neue Zahlungsrahmen stimmte damit mit demjenigen der
vorangehenden Periode überein. Während die Kommissionsmehrheit die vom
Bundesrat vorgesehenen rund CHF 217 Mio. als ausreichend erachteten, warnte Engler
davor, das «Tafelsilber der Regionalpolitik» mit Beitragskürzungen zu verscherbeln. Mit
23 zu 20 Stimmen votierte das Stöckli für den Minderheitsantrag. 
Drittens hiess der Ständerat mit 30 zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung im Rahmen der
Beratungen für den Bundesbeschluss über die Finanzierung der Exportförderung für
die Jahre 2024–2027 einen Einzelantrag Würth (mitte, SG) gut. Mit der Ergänzung soll
der Bund die Exportfördermassnahmen auch dem ersten Sektor zugutekommen lassen.
Keinen Anklang fand hingegen eine Minderheit Hegglin (mitte, ZG), welche den
Zahlungsrahmen bei der Exportförderung nicht bei CHF 99 Mio., sondern bei den
bisherigen rund CHF 95 Mio. ansetzen wollte.

In beinahe allen Gesamtabstimmungen der sieben Teilbereiche herrschte jeweils
Einstimmigkeit. Der Ständerat erhöhte somit den bundesrätlichen Gesamtförderbetrag
von gut CHF 646 Mio. auf CHF 670 Mio. Als Zweitrat wird sich in der Folge der

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Nationalrat mit den sieben Teilvorlagen beschäftigen. 1

Suivant le Conseil national, le Conseil des Etats a voté à l'unanimité en faveur d'une
modification de la loi fédérale sur la politique régionale. L'objectif est d'autoriser la
Confédération à apporter un soutien financier direct aux petits projets
d'infrastructures afin de renforcer le développement économique des régions rurales
et de montagnes.
Au nom de la commission, Stefan Engler (centre, GR) a souligné que le financement des
projets d'infrastructures revêt une importance cruciale pour la nouvelle politique
régionale (NPR) : jusqu'à présent, la Confédération ne pouvait accorder que des prêts
pour ces projets. Toutefois, il est apparu que cet instrument n'était pas adapté pour
soutenir les petits projets d'infrastructures qui ne génèrent que peu ou pas de revenus
immédiats. L'élu centriste a ensuite rappelé que les petites infrastructures profitent à
l'ensemble de l'économie régionale lorsqu'elles peuvent être exploitées à des fins
commerciales par d'autres acteurs économiques. Prenant l'exemple de pistes VTT dans
le Jura neuchâtelois, il a souligné que ces itinéraires contribuent de manière
significative au développement de la région touristique en générant une valeur ajoutée
importante.
Le conseiller fédéral Guy Parmelin a également rappelé que le montant de la
contribution de la Confédération serait plafonné à 50'000 CHF par projet. Le vaudois a
ajouté que la révision de la loi n'aurait pas d'incidence financière pour la
Confédération, et qu'aucune augmentation de sa contribution annuelle au Fonds de
développement régional (FDR) ne serait nécessaire.
Lors du vote final, la chambre haute a approuvé à l'unanimité la modification de la loi
fédérale sur la politique régionale. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2023
LLOYD FLETCHER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

In der Frühjahrssession 2023 standen die zwei Motionen – Motion Rieder (mitte, VS;
Mo. 22.4121) zu einem Finanzierungsbeschluss für die Realisierung des
multifunktionalen Grimseltunnels und die Kommissionsmotion (Mo. 23.3010) für eine
Aufnahme des Projekts in die ordentlichen Bahnausbauprogramme – auf der
Traktandenliste des Ständerats. Die Kommissionsmehrheit hatte beide Motionen zur
Annahme beantragt. 
Die Walliserin Marianne Maret (mitte, VS) erklärte die Standpunkte der Kommission: Das
Projekt ergebe nur Sinn, wenn der Entscheid der Swissgrid zur Erdverkabelung, welcher
bald kommen werde, mit demjenigen zur Bahn zeitlich koordiniert werde. Erste Studien
hätten ergeben, dass das Bahnprojekt mit vergleichsweise tiefen Kosten – Rieder
nannte im Verlauf der Debatte eine Zahl von maximal CHF 750 Mio. – realisierbar wäre,
da einerseits diverse Synergien mit dem Verkabelungstunnel bestünden und
andererseits die geologische Beschaffenheit des Gesteins günstig sei. Des Weiteren
habe der Bundesrat 2017 vorgesehen, Nationalstrassen und Eisenbahnlinien mit
Starkstromleitungen zu kanalisieren. Maret verwies zudem auf den Zeitplan der
Swissgrid, welcher auch den Bau des Bahntunnels definiere. So sollen bis Ende 2023
bzw. Anfang 2024 ein Kredit für eine Machbarkeitsstudie und bis spätestens Ende 2027
der Kredit für den Bau gesprochen sowie bis spätestens 2030 die Baubewilligung erteilt
werden – andernfalls werde Swissgrid sein eigenes Projekt fortsetzen. Würden die
Motionen abgelehnt, werde das Projekt jedoch erst bis 2026 – im Rahmen der
Botschaft 2026 – evaluiert, was demnach nicht mit dem Zeitplan von Swissgrid
vereinbar wäre. Bei Annahme der Kommissionsmotion würde die Verwaltung die
Arbeiten gemäss eigenen Angaben hingegen beschleunigen und mit dem
Verkabelungsprojekt zeitlich bündeln.  Schliesslich werde das Projekt von betroffenen
Gemeinden in der Region, den beiden Bahngesellschaften, den Kantonen Bern und
Wallis sowie von der Konferenz der kantonalen Verkehrsdirektorinnen und -direktoren
im aktuellen Stadium unterstützt, schloss Maret. 
In der Folge meldeten sich diverse Ständerätinnen und Ständeräte zu Wort. Als
Mitglieder der Kommissionsminderheit taten Lisa Mazzone (gp, GE) und Josef Dittli (fdp,
UR) ihre Meinung kund, dass keine Finanzierungsbeschlüsse gefällt werden sollten, ohne
vorher eine seriöse und ordentliche Prüfung aller Verfahren vorgenommen zu haben.
Ins gleiche Horn bliesen Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU) und Eva Herzog (sp,

MOTION
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BS), die befürchteten, dass durch eine Priorisierung des Grimselprojekts andere
Bahnausbauprojekte wie etwa der Durchgangsbahnhof Luzern oder der Bahnknoten
Basel ins Hintertreffen geraten würden. Themen in der Ratsdebatte waren auch das
Kosten-Nutzen-Verhältnis sowie die Solidarität zwischen Stadt und Land im Hinblick auf
die beschränkten finanziellen Mittel. Während beispielsweise Beat Rieder der Meinung
war, dass von dem Tunnel jährlich rund 400'000 Personen profitieren könnten und
Stefan Engler (mitte, GR) anfügte, dass eine «Übergewichtung des Kosten-Nutzen-
Verhältnisses» sowieso alles bestrafe, was neu sei und in Berggebieten liege, rief
Andrea Gmür-Schönenberger in Erinnerung, dass es beim Projekt Durchgangsbahnhof
Luzern um 100'000 Personen pro Tag gehe – «unsere Solidarität stösst irgendwann an
ihre Grenzen». Beim Thema Solidarität zitierte Beat Rieder schliesslich den
Gemeindepräsidenten der betroffenen Gemeinde Innertkirchen (BE), der es im Namen
der Bevölkerung «satt» habe, Grossbaustellen zur nationalen Sicherung der
Energieversorgung – Triftprojekt, Grimselstaumauer und Grimselseevergrösserung – im
Tal zu haben, ohne dafür eine Gegenleistung zu erhalten. Auch Bundesrat Albert Rösti
anerkannte, dass die Region aufgrund der Energieprojekte «sehr stark strapazier[t]»
werde und die Landesregierung Bündelungsprojekte wie dieses anstrebe. Er plädierte
dafür, die Kommissionsmotion anzunehmen, um die Nutzung von Chancen zu
ermöglichen. Das Projekt solle aber ordentlich geprüft und die Motion Rieder deshalb
abgelehnt werden. Im August 2023 werde der Bundesrat dem Parlament eine
Standortbestimmung zu laufenden und geplanten Bahnausbauschritten vorlegen und
die Projektierungskosten ausweisen. Das Parlament könne im Rahmen dieser Analyse
nochmals eine Beratung zur Frage des Grimseltunnels vornehmen und dann spätestens
in der Botschaft zum Bahn-Ausbauschritt 2026 den definitiven Entscheid über den Bau
fällen. Baustart könnte damit bereits 2027 sein. Abschliessend beschwichtigte der
Verkehrsminister die Gemüter und erklärte, dass zwar die Kosten-Nutzen-Analyse einen
zentralen Bestandteil bei der Projektauswahl darstelle, es aber schlussendlich stets um
einen politischen Entscheidungsprozess gehe und Projekte wie der Durchgangsbahnhof
Luzern oder der Knoten Basel letzten Endes nicht direkt mit dem vorliegenden Tunnel
vergleichbar und für die «Sicherung der Verkehrsleistung in der Schweiz natürlich
zentral» seien. In der Folge zog Rieder seine Motion zurück und der Ständerat nahm die
Kommissionsmotion stillschweigend an. Als Zweitrat wird sich der Nationalrat mit der
Kommissionsmotion beschäftigen. 3

1) AB SR, 2023, S. 602 ff.; Medienmitteilung FK-SR vom 24.3.23; Medienmitteilung WAK-SR vom 25.4.23
2) BO CE, 2023, p. 1027; BO CE, 2023, p. 765 s.; Communiqué de presse CER-CE du 20.06.2023
3) AB SR, 2023, S. 150 ff.; CdT, 10.3.23; SoZ, 12.3.23
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